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Thema dieser Ausgabe 

   

 Für Zwecke der § 6b-Rücklage werden Vorbesitzzeiten von Schwesterpersonengesellschaften zusammengerech-

net (Finanzgericht Münster, Urt. v. 16.4.2026 – Az. 8 K 820/24 G, F) 

 

   

____________________________________ 

 

Die Bildung einer § 6b-Rücklage in einer Ergänzungsbi-

lanz einer Kommanditistin ist auch dann zulässig, wenn 

die KG das veräußerte Grundstück innerhalb der 

Sechsjahresfrist von einer personenidentischen KG 

(teil-)entgeltlich erworben hatte. 
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Hintergrund 

Bei der Einkommensteuer stellt der nach den Vorschrif-

ten des Einkommensteuergesetzes (kurz „EStG“) ermit-

telte Gewinn die steuerpflichtigen Einkünfte bei den 

betrieblichen Einkunftsarten (Land- und Forstwirtschaft, 

Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit) dar. 

Ein Gewinn kann beispielsweise dadurch entstehen, 

wenn ein Wirtschaftsgut des Anlagevermögens veräu-

ßert wird. Das ist dann der Fall, wenn der Buchwert 

niedriger ist als der Verkaufspreis, also sogenannte 

stille Reserven in dem Wirtschaftsgut stecken. 

Die Besteuerung von Veräußerungsgewinnen könnte 

jedoch dazu führen, dass Reinvestitionen im Unter-

nehmen nicht mehr oder zumindest schwerer möglich 

sind, da durch die höhere Steuerlast Liquidität im Un-

ternehmen verloren geht. Daher besteht bei der Veräu-

ßerung bestimmter Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-

gens nach § 6b EStG unter bestimmten Voraussetzun-

gen die Möglichkeit, die Entstehung eines Veräuße-

rungsgewinn durch Bildung einer sogenannten „§ 6b-

Rücklage“ zu verhindern. Durch die § 6b-Rücklage 

entfällt nicht die Besteuerung, sondern wird dadurch 

zeitlich aufgeschoben, dass die stillen Reserven auf 

das Reinvestitionsgut übertragen werden. Ziel des 

gesetzlichen Wahlrechts ist es also die Liquidität zu 

verbessern, um Finanzierungsmöglichkeiten zu ermög-

lichen und Umstrukturierungen zu erleichtern. 

Voraussetzung der Bildung einer § 6b-Rücklage ist 

unter anderem, dass das veräußerte Wirtschaftsgut im 

Zeitpunkt der Veräußerung mindestens sechs Jahre 

ununterbrochen zum Anlagevermögen einer inländi-

schen Betriebsstätte gehört hat (§ 6b Abs. 4 Satz 2 

Nr. 2 EStG). 

Das Finanzgericht Münster hatte nun mit Urteil vom 

16.4.2026 (Az. 8 K 820/24 G, F) zu entscheiden, wie 

die Sechs-Jahres-Frist berechnet wird, wenn eine Per-

sonengesellschaft ein Wirtschaftsgut veräußert, dass 

noch keine sechs Jahre zum Anlagevermögen der 

Personengesellschaft gehört hat, sich jedoch zuvor im 

Anlagevermögen einer Schwesterpersonengesellschaft 

befand. Es ging also um die Frage, ob man für die 

Berechnung der Frist auf die Personengesellschaft 

selbst oder auf den dahinterstehenden Gesellschafter 

abzustellen hat. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des Finanzgerichts maßgebli-

chen gesetzlichen Regelung ist § 6b Abs. 1 bis Abs. 4 

EStG. Diese lautet wie folgt: 

(1) Steuerpflichtige, die 

• Grund und Boden, 

• Aufwuchs auf Grund und Boden mit dem da-

zugehörigen Grund und Boden, wenn der 

Aufwuchs zu einem land- und forstwirtschaftli-

chen Betriebsvermögen gehört, 

• Gebäude oder Binnenschiffe 

veräußern, können im Wirtschaftsjahr der Veräußerung 

von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten der in 

Satz 2 bezeichneten Wirtschaftsgüter, die im Wirt-

schaftsjahr der Veräußerung oder im vorangegangenen 

Wirtschaftsjahr angeschafft oder hergestellt worden 

sind, einen Betrag bis zur Höhe des bei der Veräuße-

rung entstandenen Gewinns abziehen. Der Abzug ist 

zulässig bei den Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten von 

1. Grund und Boden, 

soweit der Gewinn bei der Veräußerung von Grund und 

Boden entstanden ist, 

2. Aufwuchs auf Grund und Boden mit dem dazugehö-

rigen Grund und Boden, wenn der Aufwuchs zu einem 

land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen ge-

hört, 

soweit der Gewinn bei der Veräußerung von Grund und 

Boden oder der Veräußerung von Aufwuchs auf Grund 

und Boden mit dem dazugehörigen Grund und Boden 

entstanden ist, 

3. Gebäuden, 

soweit der Gewinn bei der Veräußerung von Grund und 

Boden, von Aufwuchs auf Grund und Boden mit dem 

dazugehörigen Grund und Boden oder Gebäuden ent-

standen ist, oder 

4. Binnenschiffen, 

soweit der Gewinn bei der Veräußerung von Binnen-

schiffen entstanden ist. 
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Der Anschaffung oder Herstellung von Gebäuden steht 

ihre Erweiterung, ihr Ausbau oder ihr Umbau gleich. 

Der Abzug ist in diesem Fall nur von dem Aufwand für 

die Erweiterung, den Ausbau oder den Umbau der 

Gebäude zulässig. 

(2) Gewinn im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist der 

Betrag, um den der Veräußerungspreis nach Abzug der 

Veräußerungskosten den Buchwert übersteigt, mit dem 

das veräußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Veräu-

ßerung anzusetzen gewesen wäre. Buchwert ist der 

Wert, mit dem ein Wirtschaftsgut nach § 6 anzusetzen 

ist. 

(2a) Werden im Wirtschaftsjahr der Veräußerung der in 

Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Wirtschaftsgüter oder in 

den folgenden vier Wirtschaftsjahren in Absatz 1 Satz 2 

bezeichnete Wirtschaftsgüter angeschafft oder herge-

stellt oder sind sie in dem der Veräußerung vorange-

gangenen Wirtschaftsjahr angeschafft oder hergestellt 

worden, die einem Betriebsvermögen des Steuerpflich-

tigen in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums zuzu-

ordnen sind, kann auf Antrag des Steuerpflichtigen die 

festgesetzte Steuer, die auf den Gewinn im Sinne des 

Absatzes 2 entfällt, in fünf gleichen Jahresraten entrich-

tet werden; die Frist von vier Jahren verlängert sich bei 

neu hergestellten Gebäuden auf sechs Jahre, wenn mit 

ihrer Herstellung vor dem Schluss des vierten auf die 

Veräußerung folgenden Wirtschaftsjahres begonnen 

worden ist. Der Antrag kann nur im Wirtschaftsjahr der 

Veräußerung der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Wirt-

schaftsgüter gestellt werden. § 36 Absatz 5 Satz 2 bis 5 

ist sinngemäß anzuwenden. Unterbleibt der Nachweis 

einer in Satz 1 genannten Anschaffung oder Herstel-

lung durch den Steuerpflichtigen, sind für die Dauer des 

durch die Ratenzahlung gewährten Zahlungsaufschubs 

Zinsen in entsprechender Anwendung des § 234 der 

Abgabenordnung zu erheben. Unterschreiten die An-

schaffungs- oder Herstellungskosten der angeschafften 

oder hergestellten Wirtschaftsgüter den Gewinn im 

Sinne des Absatzes 2, gilt Satz 4 mit der Maßgabe, 

dass die Zinsen nur auf den Unterschiedsbetrag erho-

ben werden. Bei der Zinsberechnung ist davon auszu-

gehen, dass der Unterschiedsbetrag anteilig auf alle 

Jahresraten entfällt. Zu den nach Satz 1 angeschafften 

oder hergestellten Wirtschaftsgütern gehören auch die 

einem Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen im Ver-

einigten Königreich Großbritannien und Nordirland 

zuzuordnenden Wirtschaftsgüter, soweit der Antrag 

nach Satz 1 vor dem Zeitpunkt gestellt worden ist, ab 

dem das Vereinigte Königreich Großbritannien und 

Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen 

Union ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln 

ist. 

(3) Soweit Steuerpflichtige den Abzug nach Absatz 1 

nicht vorgenommen haben, können sie im Wirtschafts-

jahr der Veräußerung eine den steuerlichen Gewinn 

mindernde Rücklage bilden. Bis zur Höhe dieser Rück-

lage können sie von den Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Wirt-

schaftsgüter, die in den folgenden vier Wirtschaftsjah-

ren angeschafft oder hergestellt worden sind, im Wirt-

schaftsjahr ihrer Anschaffung oder Herstellung einen 

Betrag unter Berücksichtigung der Einschränkungen 

des Absatzes 1 Satz 2 bis 4 abziehen. Die Frist von vier 

Jahren verlängert sich bei neu hergestellten Gebäuden 

auf sechs Jahre, wenn mit ihrer Herstellung vor dem 

Schluss des vierten auf die Bildung der Rücklage fol-

genden Wirtschaftsjahres begonnen worden ist. Die 

Rücklage ist in Höhe des abgezogenen Betrags ge-

winnerhöhend aufzulösen. Ist eine Rücklage am 

Schluss des vierten auf ihre Bildung folgenden Wirt-

schaftsjahres noch vorhanden, so ist sie in diesem 

Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzulösen, soweit nicht ein 

Abzug von den Herstellungskosten von Gebäuden in 

Betracht kommt, mit deren Herstellung bis zu diesem 

Zeitpunkt begonnen worden ist; ist die Rücklage am 

Schluss des sechsten auf ihre Bildung folgenden Wirt-

schaftsjahres noch vorhanden, so ist sie in diesem 

Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzulösen. 

(4) Voraussetzung für die Anwendung der Absätze 1 

und 3 ist, dass 

1. der Steuerpflichtige den Gewinn nach § 4 Absatz 1 

oder § 5 ermittelt, 

2. die veräußerten Wirtschaftsgüter im Zeitpunkt der 

Veräußerung mindestens sechs Jahre ununterbrochen 

zum Anlagevermögen einer inländischen Betriebsstätte 

gehört haben, 

3. die angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgü-

ter zum Anlagevermögen einer inländischen Betriebs-

stätte gehören, 
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4. der bei der Veräußerung entstandene Gewinn bei 

der Ermittlung des im Inland steuerpflichtigen Gewinns 

nicht außer Ansatz bleibt und 

5. der Abzug nach Absatz 1 und die Bildung und Auflö-

sung der Rücklage nach Absatz 3 in der Buchführung 

verfolgt werden können. 

Der Abzug nach den Absätzen 1 und 3 ist bei Wirt-

schaftsgütern, die zu einem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb gehören oder der selbständigen Arbeit 

dienen, nicht zulässig, wenn der Gewinn bei der Ver-

äußerung von Wirtschaftsgütern eines Gewerbebe-

triebs entstanden ist. 

Urteil des Finanzgerichts Münster 

Sein Urteil vom 16.4.2026 fasst das Finanzgericht 

Münster in seinem Newsletter Mai 20026 vom 

15.5.2026 wie folgt zusammenfassen:  

„Veräußert eine KG ein Grundstück, das sie innerhalb 

des Sechsjahreszeitraums im Sinne von § 6b Abs. 4 

Satz 1 Nr. 2 EStG von einer personenidentischen 

Schwester-KG entgeltlich erworben hatte, ist dies für 

die Bildung einer § 6b-Rücklage unschädlich. Dies hat 

der 8. Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 

16. April 2026 (Az. 8 K 820/24 G, F) entschieden. 

Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG, deren alleinige 

Kommanditistin zugleich 100%ige Kommanditistin einer 

anderen GmbH & Co. KG ist. Diese KG war mindestens 

seit 1998 Eigentümerin eines Grundstücks, welches sie 

im Jahr 2014 entgeltlich an die Klägerin veräußerte. Auf 

dieses Grundstück wurde eine bereits in der Ergän-

zungsbilanz der Kommanditistin befindliche § 6b-

Rücklage übertragen. Im Jahr 2019 veräußerte die 

Klägerin das Grundstück an einen fremden Dritten. In 

der Ergänzungsbilanz der Kommanditistin bildete die 

Klägerin eine § 6b-Rücklage in Höhe des dort zum 

Veräußerungszeitpunkt noch enthaltenen Restbuch-

werts, sodass sich in der Ergänzungsbilanz keine Ge-

winnauswirkung ergab. 

Das Finanzamt versagte die Bildung der Rücklage, da 

sich das Grundstück weniger als sechs Jahre im Be-

triebsvermögen der Klägerin befunden habe. Der ent-

geltliche Erwerb im Jahr 2014 stelle eine für die Zu-

sammenrechnung der Vorbesitzzeiten schädliche Zäsur 

dar. 

Der 8. Senat des Finanzgerichts Münster hat der Klage 

vollumfänglich stattgegeben. Die für die Bildung der 

Rücklage nach § 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG erforder-

liche sechsjährige Zugehörigkeit des veräußerten Wirt-

schaftsguts zum Anlagevermögen einer inländischen 

Betriebsstätte sei im Streitfall erfüllt. 

§ 6b EStG sei personenbezogen und nicht gesell-

schafts- oder betriebsbezogen auszulegen, sodass die 

Vorbesitzzeit bei Mitunternehmerschaften für jeden 

Mitunternehmer getrennt zu berechnen sei. Daher sei 

im Streitfall nicht auf die Klägerin, sondern auf die 

Kommanditistin abzustellen, der das Grundstück auch 

vor dem Verkauf durch die Schwester-KG für Zwecke 

des § 6b EStG zuzurechnen gewesen sei. Es sei wäh-

rend des Sechsjahreszeitraums auch kein Wechsel der 

Beteiligungsverhältnisse eingetreten. 

Die entgeltliche Übertragung im Jahr 2014 auf die Klä-

gerin stehe dieser Betrachtung nicht entgegen. Die 

Unterscheidung zwischen einer entgeltlichen und einer 

unentgeltlichen Übertragung sei lediglich dann von 

Bedeutung, wenn das Wirtschaftsgut innerhalb der 

sechs Jahresfrist auf einen anderen Steuerpflichtigen 

übertragen wird. In solchen Fällen sei nur eine unent-

geltliche Übertragung unschädlich. Im Streitfall habe 

aber gar kein Wechsel des Steuerpflichtigen stattge-

funden. Für die vom Finanzamt angenommene Zäsur 

aufgrund der Entgeltlichkeit gebe es keine Rechts-

grundlage und auch kein Bedürfnis, da die Versteue-

rung sämtlicher stiller Reserven beim selben Steuer-

pflichtigen sichergestellt bleibe. 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundes-

finanzhof unter dem Az. IV R 9/26 anhängig.“ 

Fazit 

Das Urteil unterstreicht die gesellschafterbezogene 

Sichtweise der § 6b-Rücklage und ist daher günstig für 

Steuerpflichtige. Da jedoch gegen das Urteil Revision 

beim Bundesfinanzhof eingelegt worden ist, bleibt die 

weitere Entwicklung abzuwarten. 

 

17.5.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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